
196 Geographische Kommission für Westfalen

G
eb
ie
t 
u
n
d

Id
en
ti
tä
t

N
a
tu
rr
a
u
m

B
ev
öl
ke
ru
n
g

S
ie
d
lu
n
g

W
ir
ts
ch
a
ft

u
n
d
 V
er
ke
h
r

B
il
d
u
n
g,
 K
u
lt
u
r

u
n
d
 S
p
or
t

G
es
el
ls
ch
a
ft

u
n
d
 P
ol
it
ik

Bahnreform und Regionalisierung in Westfalen

Nach der Wiedervereinigung befanden
sich die beiden deutschen Staatsbahnen,
die Deutsche Bundesbahn DB im
Westen und die Deutsche Reichsbahn
DR im Osten, in einem wirtschaftlich
problematischen Zustand. Die DB hatte
seit 1949 Schulden von 34 Mrd. DM
angehäuft, während die DR vor allem an
einer sich dramatisch verschlechternden
Infrastruktur litt. Gleichzeitig aber for-
derte die Politik eine stärkere Rolle der
Eisenbahn im Personen- und Gütertrans-
port, um den prognostizierten Verkehrs-
anstieg, der durch wachsende Mobili-
tätsbedürfnisse und die Öffnung der
europäischen Märkte zu erwarten war,
bewältigen zu können. Allerdings waren
DB und DR 1990 dazu weder wirtschaft-
lich noch organisatorisch in der Lage.

Bahnstrukturreform
Ziel einer Reform musste es also sein,

die vorhersehbaren Verkehrszuwächse

zu einem großen Teil auf die Schiene zu

bringen, und der Bahn durch Einfüh-

rung von Marktprinzipien und unterneh-

merischer Eigenständigkeit eine stärke-

re Ausrichtung auf die Bedürfnisse des

Marktes und der Kunden zu ermögli-

chen. Zudem mussten Vorgaben der

Europäischen Union umgesetzt werden,

die eine Verbesserung der Wettbewerbs-

bedingungen für die Bahn und deren

Gleichstellung mit den anderen Ver-

kehrsträgern einschließlich des diskri-

minierungsfreien Zugangs zum Schie-
nenverkehrsmarkt forderten. Schließlich
sollten die Bahn finanziell lebensfähig

und die Belastungen der öffentlichen

Hand reduziert werden (www.
bmvbs.de).

Das vom Bundesverkehrsministerium

erarbeitete Konzept zur Reform des

Eisenbahnwesens mündete schließlich im
Eisenbahnneuordnungsgesetz. Die Bahn-
reform (wie sie meist verkürzt genannt

wird) regelte die gesetzliche und organi-

satorische Ordnung der beiden bundesei-
genen Bahnen neu, sowie die Zuständig-
keit für die Ausgestaltung des Schienen-

personennahverkehrs (Re gionalisierung)

und die Öffnung der (Bundes-)Schienen-
wege (freier Netzzugang). 

Das Eisenbahnneuordnungsgesetz

wurde 1993 verabschiedet und trat zum
1. Januar 1994 in Kraft.

Von Bundesbahn und Reichsbahn zur
Deutschen Bahn AG
Die gesetzliche und organisatorische
Neuordnung der beiden bundeseigenen
Eisenbahnen startete mit der Verschmel-
zung der Reichsbahn und der Bundes-
bahn zur Deutschen Bahn AG als privat-
wirtschaftlich organisierte Eisenbahnge-
sellschaft des Bundes. Allerdings über-
nahm die Deutsche Bahn AG nur die
unternehmerischen Teile der früheren
Bundesbehörden Bundesbahn und
Reichsbahn, also den Betrieb der Stre -
cken und Bahnhöfe sowie die Fahrzeuge
(Lokomotiven und Wagen). Die hoheitli-
chen Aufgaben im Bereich Genehmi-
gung und Unternehmensaufsicht (bis
dato war die Bundesbahn gleichzeitig
ihre eigene Aufsichts- und Genehmi-

gungsbehörde!) wurden dem ebenfalls

neu gegründeten Eisenbahnbundesamt

(EBA) übertragen; die Schulden von

Bundes- und Reichsbahn sowie die nicht

für den Eisenbahnbetrieb notwendigen

Immobilien wurden dem neuen Bundes-

eisenbahnvermögen (BEV) zur weiteren

Verwertung zugeschieden. Die auch für

Westfalen zu ständigen Außenstellen von

EBA und BEV haben ihren Sitz in Essen.

Die bisherige regionale Einteilung

der Zuständigkeiten in Bundes- und

Reichsbahndirektionen, die eine Quer-

schnittsfunktion für ihr jeweiliges Di -

rektionsgebiet besaßen, wurden aufge-

löst und durch eine funktionale Organi-
sationsstruktur nach Geschäftsbereichen

ersetzt, die ihrerseits regionale Zweig-

niederlassungen gründeten. 
Nach einer Zwischenstufe ist die

Deutsche Bahn seit 1999 mit der Umset-

zung der 2. Stufe der Bahnreform eine

Holding mit fünf eigenständigen (Toch-
ter-) Aktiengesellschaften, nämlich den
beiden sog. Eisenbahninfrastrukturun-

ternehmen (EIU) DB Netz, verantwort-

lich für das Schienennetz, und DB Stati-
on&Service, die sich um die Bahnhöfe
kümmert, sowie den drei Eisenbahnver-

kehrsunternehmen (EVU) DB Railion
(heute DB Schenker) für Güterverkehr,

DB Reise & Touristik (heute DB Fern-
verkehr) und schließlich DB Regio für
den Regionalverkehr. Auch die von der

EU geforderte Trennung von Netz
(Infrastruktur) und Betrieb wurde im

Rahmen der 2. Stufe der Bahnreform

1999 endgültig vollzogen.
2008 wurden unter dem Dach der

DB Mobility Logistics AG (DB ML AG)
im Hinblick auf die Teilprivatisierung
der Personenverkehr und andere Logis -
tikbereiche des Bahn-Konzerns gebün-
delt, um einen Teil der Deutschen Bahn
AG an die Börse bringen zu können,
ohne die in der DB AG verbleibenden
Infrastrukturunternehmen zu tangieren.
Diese sollen weiterhin im Eigentum der
Bundesrepublik Deutschland bleiben.

Der ursprünglich für den Herbst
2008 geplante Börsengang der DB ML
AG ist aufgrund der unmittelbar vorher
einsetzenden Wirtschaftskrise von der
Bundesregierung jedoch auf unbe-
stimmte Zeit verschoben worden. 

Heute befindet sich die auch für

Westfalen zuständige Niederlassung

West der DB Netz AG in Duisburg, hin-

zu kommen zwei Regionalnetz-Nieder-

lassungen in Münster (Münsterland-

Ostwestfalen) und in Hagen (Bergisch-

Märkisches Land). In den nördlichen

und östlichen Randbereichen Westfa-

lens ist – historisch gewachsen – DB

Netz Nord in Hannover zuständig. Die

(nordrhein-)westfälischen Bahnhöfe

werden vom Regionalbereich West der

DB Station&Service AG betreut, der

Regionalverkehr von der DB Regio

NRW GmbH (beide Düsseldorf). Die

westfälischen Regionallinien der DB

Regio z. B. werden von Dortmund aus
gesteuert, das (landesweite) Express-

netz aus Düsseldorf. Die re gionale Nie-

derlassung des Fernverkehrs (Region
West) ist in Köln angesiedelt.

Regionalisierung
Zum 1. Januar 1996 sind dann mit der

Regionalisierung die Verantwortung für
die Ausgestaltung des SPNV und seine

Finanzierung vom Bund an die Länder
übergeben worden. In NRW wurde die

Organisation des Nahverkehrs im Nah-
verkehrsgesetz geregelt, welches u. a.

die Verantwortung für den SPNV weiter
an die Gebietskörperschaften (Kreise

und kreisfreie Städte) delegierte, die
dafür wiederum Zweckverbände grün-
deten.

Zeitgleich wurde das Bestellerprin-
zip im SPNV eingeführt, d. h. die
Zweckverbände schreiben die Vergabe
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WESTFALEN REGIONAL

Bahnreform und Regionalisierung

von SPNV-Leistungen – meist europa-
weit – aus und schließen mit dem güns -

tigsten EVU einen Verkehrsvertrag, in

der Regel über 10 bis 15 Jahre. Die
Erbringung der Leistung erfolgt dann in
Eigenregie durch das EVU.

In NRW gründeten sich insgesamt

neun Zweckverbände. In Westfalen sind
da von sechs tätig. Neben dem bereits
bestehenden Verkehrsverbund Rhein-

Ruhr (VRR), der im Osten auch die west-

fälischen Kreise Recklinghausen und
Ennepe-Ruhr-Kreis und die kreisfreien
Städte Bochum, Bottrop, Dortmund, Gel-

senkirchen, Hagen und Herne umfasst,

sind dies der Zweckverband SPNV
Müns terland (ZVM) in Münster, der
Zweckverband Ruhr-Lippe (ZRL) in

Unna, der Verkehrsverbund Ostwestfa-
len-Lippe (VVOWL) in Bielefeld, der
Nahverkehrsverbund Paderborn/Höxter

(nph) in Paderborn und der Zweckver-
band Westfalen Süd (ZWS) in Siegen

(Abb. 1). Lagen in den ersten Jahren

sämtliche anfallenden Aufgaben bei
jedem Zweckverband selbst, sind An fang
2008 mit der Novellierung des ÖPNV-

Gesetzes NRW mit dem Nahverkehr

Westfalen-Lippe (NWL) für die westfäli-
schen Zweckverbände (wie auch im
Rheinland und Rhein-Ruhr) eine neue

Dachorganisation gegründet und eine

funktionale Arbeitsteilung vollzogen
worden. In der NWL-Hauptgeschäfts-
stelle in Unna erfolgt die Gesamtkoordi-

nation, und die weiteren Ge schäftsstellen

verantworten z. B. das strategische Qua-
litätsmanagement (Siegen), die Infra-
strukturförderung und die Weiterent-

wicklung der Nahverkehrspläne (NVP)
(Münster), die Organisation und Durch-

führung der Wettbewerbsverfahren (Bie-
lefeld) so wie Tarif und Vertrieb (Pader-
born).

Die Länder bzw. Zweckverbände
erhalten vom Bund jährlich einen finan-

ziellen Ausgleich, die sog.
Regionalisierungsmittel (NRW-
weit ca. 800 Mio. €). Auf
Westfalen bzw. das Gebiet des
NWL (ohne die zum VRR
gehörigen westfälischen Krei-
se und kreisfreien Städte) ent-
fallen davon etwa 255 Mio. €,
die ein Bestellvolumen von
etwa 32 Mio. Zugkilometern
ermöglichen (Stand 2009).

Als flankierende Maßnah-
men hat das Land NRW
zudem einen landesweiten
ÖPNV-Bedarfsplan aufge-
stellt, der in den regionalen
NVP der Zweckverbände
konkretisiert wird. Auf dieser
Grundlage werden u. a. die

zukünftige Liniennetzstruktur

und Bedienungsfrequenz fest-

legt, die Verkehrsleistungen

ausgeschrieben und bestellt.

Freier Netzzugang
Der dritte Bestandteil der

Bahnreform war die Schaffung

eines freien Eisenbahnver-

kehrsmarktes, in dem neben

der DB AG auch andere Eisen-

bahnunternehmen Transport-

leistungen anbieten können.

Dafür wurde eine Differenzie-

rung der Eisenbahnunternehmen in

Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU)

und Eisenbahninfrastrukturunternehmen
(EIU) vorgenommen. Ein EIU betreibt
ein Schienennetz und Stationen, ein

EVU bietet Zugleistungen im Personen-

oder Güterverkehr an. Dabei kann ein
Unternehmen sowohl EVU als auch EIU
sein, wie z. B. die DB AG. Um den frei-

en Wettbewerb sicher zu stellen, ist der

diskriminierungsfreie Zugang zur Infra-
struktur gesetzlich festgelegt worden.
Jedes EVU hat im Rahmen vorhandener

Kapazitäten das Recht, gegen Zahlung

einer Gebühr mit seinen Zügen die Infra-
struktur der EIU zu nutzen. Aufgrund
anfänglicher Konflikte wurde dem

Eisenbahnbundesamt 2001 zusätzlich
die Aufgabe einer Regulierungsbehörde

zugewiesen; 2006 ging diese Aufgabe
auf die Bundesnetzagentur in Bonn über.
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Abb. 1: Bahnstrukturen 2010 in Westfalen
(Quelle: Eigene Erhebungen)


